
Beweisantrag
Zu beweisende Tatsache:
Die deutsche Genehmigungsbehörden BVL bietet keine Gewähr für eine neutrale, effiziente und 
unabhängige Bearbeitung von Anträgen auf Inverkehrbringen und Freisetzungen gentechnisch 
veränderter Organismen.

Begründung:
Die Genehmigungsbehörde BVL und der unterzeichnende Beamte stellen keine unbefangenen 
Prüfer dar. Daher ist der Freisetzungsversuch ohne neutrale behördliche Kontrolle zustande 
gekommen.
Das Umweltinstitut München wies in seiner Beschwerde die langjährige öffentliche Parteinahme 
des Leiters der Abteilung Gentechnik im BVL, Professor Buhk, sowie dessen Stellvertreter, Dr. 
Bartsch, für die Agro-Gentechnik nach, stellte Antrag auf Feststellung der Befangenheit der 
beiden Beamten und forderte die Entbindung von ihren Aufgaben. Beide traten unter anderem in 
einem Gentechnik-Werbefilm von Konzernen wie Monsanto, Pioneer, Bayer (Aventis) und 
anderen auf. Prof. Buhk zum Beispiel preist in diesem Film die angeblichen ökonomischen 
Vorteile durch den Anbau von gentechnisch verändertem Bt-Mais.
Zitat: "Wenn sich, wie es sich in den USA gezeigt hat, Bt und die Tatsache, dass die Landwirte 
dort Bt-Mais anbauen, zeigt, dass es für sie einen ökonomischen Vorteil bringt, dann bedeutet 
das, diese Möglichkeit nicht zu haben, eben nicht unter so günstigen Bedingungen produzieren 
zu können. So dass das auf lange Sicht gesehen natürlich auch ein Nachteil für den Landwirt hier 
ist."
Der Filmauftritt von Prof. Buhk und Dr. Bartsch war dabei beileibe kein Einzelfall. In der 
Vergangenheit waren beide Beamte schon häufiger als Verfechter der Agro-Gentechnik 
aufgetreten. In der Dienstaufsichtsbeschwerde wies das Umweltinstitut München unter anderem 
auf folgende Punkte hin:

 Die Mitgliedschaft von Prof. Buhk im "Steering Committee" des bedeutenden Gentechnik-
Lobbykongresses ABIC im Jahr 2004 in Köln, finanziert unter anderem von Bayer, KWS, 
Dupont und BASF

 Die Unterstützung der von der Gentechnikindustrie gesponserten Initiative "Public 
Research & Regulation Initiative (PRRI)" durch Prof. Buhk ...

Auszüge aus der Moderation des SWR-Filmes, ausgestrahlt in der ARD in der Sendung 
„Report Mainz“ am 28.2.2005, 21.05 Uhr:
Brüssel, hier wird entschieden was gentechnisch verändert auf die Felder darf. Für 
Streitfragen hat die EU 21 unabhängige Wissenschaftler einberufen. Sie sollen die 
Sicherheitsrisiken von gentechnisch veränderten Produkten für Mensch und Umwelt in 
Europa abschätzen. Drei der Experten kommen aus Deutschland. Dr. Joachim Schiemann, 
Biologische Bundesanstalt, überprüft Anträge zur Freisetzung von Genpflanzen. Dr. Detlef 
Bartsch, Bundesamt für Verbraucherschutz, zuständig für die Sicherheit von Genpflanzen. 
Prof. Hans-Jörg Buhk, Bundesamt für Verbraucherschutz, leitet die Genehmigungsbehörde 
zur Freisetzung von Genpflanzen. Drei leitende Beamte. Zuständig für die Sicherheit und 
Genehmigung von Genpflanzen, verpflichtet zur Unabhängigkeit. 
Doch sind sie wirklich unbefangen? Uns kommen Zweifel, als wir dieses Werbevideo der 
Gentechnikindustrie sehen. Sechs große Konzerne werben darin für ihren gentechnisch 
veränderten Mais, den sogenannten BT-Mais. Schon auf der Hülle wird die Werbebotschaft 
klar. Genmais bietet die ökologisch beste Lösung. Das Band birgt eine faustdicke 
Überraschung. Professor Buhk, der Spitzenbeamte aus der Genehmigungsbehörde für 
Gentechnik, und Buhk preist die ökonomischen Vorteile von Genmais an. ... Und als wäre 
das noch nicht genug, auch der Stellvertreter von Buhk, Detlef Bartsch, ist ebenfalls im 



Werbevideo, damals war er noch an der Universität Aachen. ... Kommen wir zum dritten 
Spitzenbeamten. Joachim Schiemann, zuständig für die Überprüfung von 
Freisetzungsanträgen. Wie wir herausfinden, hat er eine Doppelfunktion. Beruflich soll er 
unbefangener Kontrolleur für Genpflanzen sein. Privat aber hat er sich einem Verein zur 
Förderung der AgroBiotechnologie angeschlossen. Eine schöne Umschreibung für Gentech-
Lobbyismus. Er engagiert sich für ein Zentrum, in dem Genpflanzen hergestellt werden 
sollen, sogenannte transgene Organismen. ... Wir recherchieren weiter. Die ABIC 2004 in 
Köln. Einer der wichtigsten Gentech-Kongresse für die Industrie weltweit. Ausgerechnet hier 
saß Hans-Jörg Buhk im Organisationskomitee. Der Spitzenbeamte wieder in der Doppelrolle, 
wieder als Diener zweier Herren. Im Amt soll er unbefangen Genpflanzen auf ihre Sicherheit 
prüfen und hier arbeitet er für die, die sie herstellen. Denn ausgerichtet wurde die 
Veranstaltung von der Gentechfirma Phytowelt GmbH. Ziel des Kongresses - die 
Erschließung eines Marktes. Wir stoßen auf die größte Ungeheuerlichkeit. Die Beamten 
wurden nämlich von der EU in diesen Standardfragebögen nach solchen Interessenkonflikten 
befragt. Aber alle drei haben ihre Lobbytätigkeiten verschwiegen.

Pressemitteilung des SWR am Folgetag, 1.3.2005 - 9:53 Uhr:
Künast prüft Kontrollbehörden auf Befangenheit 
Zulassungsbeamte traten in Werbevideo für Genmais auf
Baden-Baden (ots) - Mainz. Verbraucherministerin Renate Künast (B’ 90 / Grüne) wird 
Spitzenbeamte in Kontrollbehörden für Gentechnik auf Befangenheit prüfen. Nach 
Recherchen des ARD-Politikmagazins REPORT MAINZ geht es um eine Interessenkollision 
der für die Zulassung gentechnisch veränderter Organismen zuständigen Beamten: 
Professor Hans-Jörg Buhk, der Leiter des Zentrums für Gentechnologie, dem auch die 
„Zulassungsstelle Gentechnik“ untersteht, und sein Stellvertreter Detlef Bartsch traten 2002 in 
einem Werbefilm für Genmais auf. Das Video wurde im Auftrag von sechs großen 
Gentechnik Firmen produziert. Einer der Beamten verweist darin ausdrücklich auf angebliche 
wirtschaftliche Vorteile beim Einsatz von Genmais. Dazu Verbraucherministerin Künast: „In 
privatwirtschaftlichen Werbevideos hat überhaupt kein Beamter mitzuwirken und insofern 
sag’ ich ganz klar: Das ist abzustellen.“ Die Beamten sind gleichzeitig die deutschen Vertreter 
bei der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) im Bereich Gentechnik. Der 
Behörde gegenüber hatten sich die Spitzenbeamten als „unabhängige Experten“ dargestellt. 
In schriftlichen Befragungen der EFSA gaben sie an, keinerlei Interessen zu vertreten. 
Professor Ulrich Battis, Experte für Beamtenrecht an der Humboldt- Universität in Berlin hält 
die Privataktivitäten der Spitzenbeamten für untragbar. Wörtlich sagte Prof. Battis in 
REPORT MAINZ: „Das ist eindeutig ein Verstoß gegen die Amtspflicht, zur unparteiischen 
Amtsführung.“ Battis weiter: „Das muss abgestellt werden.“ Nach Recherchen von REPORT 
MAINZ beteiligte sich Buhk zudem im Jahr 2004 an der Organisation einer 
Großveranstaltung der deutschen Gentech-Firma Phytowelt GmbH. Joachim Schiemann, 
leitender Beamter an der Biologischen Bundesanstalt (BBA), ist REPORT MAINZ zufolge 
auch Mitglied des Gentechnik-Lobbyvereins „FINAB“. Zweck des Vereins ist unter anderem 
die Errichtung eines Zentrums in Mecklenburg- Vorpommern, in dem transgene Organismen 
„in größerem Maßstab für die Nutzung durch Firmen“ hergestellt werden sollen. Beruflich ist 
Schiemann bei der BBA als „Leiter der Fachgruppe Gentechnik und biologische Sicherheit“ 
zuständig für die Überprüfung von Anträgen zur Freisetzung gentechnisch veränderter 
Organismen. Der Bundesverband der Verbraucherzentralen fordert eine „gründliche 
Überprüfung“ der von REPORT MAINZ aufgedeckten Zusammenhänge. Die Vorsitzende, 
Prof. Edda Müller, verlangte, so lange keine neuen Freisetzungsversuche mit gentechnisch 
veränderten Pflanzen zu genehmigen, bis die Vorfälle aufgeklärt seien. Hans-Jörg Buhk war 
vom Bundesgesundheitsministerium bereits 2002 „auf die Gefahr einer Interessenkollision“ 
und auf seine „beamtenrechtlichen Pflichten“ hingewiesen worden.

Am 28.8.2007 erwiderte das Landwirtschaftsministerium die erneute Kritik des Umweltinstitut 
München. Es bestätigt darin eine interne Prüfung gegen Prof. Buhk und Dr. Bartsch. Beide hätten 
angegeben, dass sie "unwissentlich" in dem Gentechnikwerbefilm "Das streitbare Korn" 



auftauchen.
Im Beitrag des SWR kündigt die damalige Landwirtschaftsministerin eine interne Überprüfung an. 
Das Ergebnis ist bis heute unbekannt.

Inzwischen ist eine Studie zu den Verfilzungen zwischen Konzernen und Kontrollbehörden unter 
dem Titel „Kontrolle oder Kollaboration? Agro-Gentechnik und die Rolle der Behörden“ 
erschienen. Über die Studie wurde auch in Medien berichtet.

Auszüge aus "Der deutsche Gentech-Filz" , in: taz vom 9.5.2008 
Eine Studie zeigt, an zentralen Stellen in den Gentech-Genehmigungsbehörden sitzen 
Wissenschaftler, die in Lobbyvereinen eng mit Industrievertretern zusammenarbeiten. 
Anstatt die Industrie zu kontrollieren, setzen sie sich für ihre Interessen ein ...
Gerüchte und einzelne Meldungen über Interessenkonflikte bei Mitarbeitern von 
Genehmigungsbehörden gab es in den letzten Jahren immer wieder. "Dass das aber in 
einem solchen Ausmaß stattfindet, das hat selbst mich überrascht", sagte Christoph 
Then, einer der beiden Autoren der Studie. Then kennt sich in der Gentech-Szene aus, 
hat er doch lange Zeit bei Greenpeace zur Gentechnik gearbeitet. Vor allem, dass der 
Filz auf so vielen Ebenen stattfindet, habe er nicht erwartet.
Anhand mehrerer konkreter Beispiele haben die beiden Autoren aufgezeigt, wie weit die 
Verflechtungen gehen und welche Auswirkungen es haben kann, wenn an zentralen 
Behördenstellen industriefreundliche Wissenschaftler arbeiten. Zum Teil vergessen die 
eigentlich bei einer Bundesbehörde beschäftigten Wissenschaftler, für wen sie gerade 
arbeiten. Für die von ihnen selbst mitgegründete Lobbyorganisationen wie etwa dem 
Wissenschaftlerkreis Grüne Gentechnik (WGG) oder der Bundesbehörde. Da kommt 
dann auch schon einmal einiges auf dem Briefkopf durcheinander.
Erhellend sind die von Christoph Then und Mitautorin Antje Lorch beschriebenen 
konkreten Fälle. Etwa das fragwürdige Zulassungsverfahren für die einzige in Europa 
zum Anbau zugelassene Gentech-Pflanze, den Mais MON 810 von Monsanto.
So zeigen die Autoren auf, dass Mitarbeiter des Bundesamts für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) zusammen mit Industrievertretern und Wissenschaftlern, 
die ein großes Interesse daran haben, Freisetzungen durchzuführen, die Kriterien und 
Auflagen für die künftige wirtschaftliche Nutzung ausarbeiten und vorschlagen. Die 
amtlichen Wissenschaftler weisen dabei darauf hin, dass sie in diesen Gremien nur als 
Privatpersonen mitarbeiten. Später werden sie sich dann als Amtsperson damit 
beschäftigen - nämlich dann, wenn sie kraft ihrer Funktion in der Bundesbehörde ihre 
eigenen, zusammen mit der Industrie ausgearbeiteten Vorschläge als verbindlich 
festlegen. So hatte Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer (CSU) im Frühjahr 
2007 das BVL angewiesen, die kurz zuvor erlassene Vertriebsgenehmigung für MON 810 
zu widerrufen. Das Vertriebsverbot kam jedoch erst, nachdem das Maissaatgut schon im 
Boden war. Der Grund für das Vertriebsverbot waren ein fehlender Monitoring-Plan, mit 
dem die Umweltauswirkungen des Gentech-Anbau über einen längeren Zeitraum 
untersucht werden sollen. Obwohl nach EU-Recht ein Monitoring-Plan vorgeschrieben 
ist, hatte das BVL nichts gegen den Anbau unternommen. Ganz im Gegenteil: Der Leiter 
des Gentech-Gruppe beim BVL protestierte intern bei der BVL-Leitung gegen das 
Vertriebsverbot, obwohl das EU-Recht hier eindeutig ist. Laut Studie soll das BVL das 
Vertriebsverbot für MON 810 verzögert haben, so dass es für die Anbauperiode zu spät 
kam.
Den Monitoring-Plan für MON 810 legte Monsanto erst im Ende 2007 vor. Während das 
BVL sehr schnell dabei war, den Monitoring-Plan gutzuheißen und das Vertriebsverbot 
für MON 810 wieder aufhob, bemängelte das Bundesamt für Naturschutz (BfN) die 
Begleitungsuntersuchungen als mangelhaft und unzureichend.

Beispielhaft sei aus der Studie die tabellarische Übersicht zu Dr. Buhk zitiert - also der Person, 
die den Genehmigungsbescheid für das Gengerstenfeld unterzeichnete:



Hans-Jörg Buhk
 Studium & wissenschaftliche Arbeit: Gärtnerlehre, Gartenbaustudium an der FH 

Berlin. 1972: Abschluss als Dipl.-Ingenieur. 1972-74: Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der TU Berlin. 1974: Biologie- und Genetikstudium, TU Berlin; 
Diplomarbeit am MPI für Molekulare Genetik, Berlin-Dahlem. Promotion zur 
molekularen Genetik bei Bakterien; Wissenschaftlicher Mitarbeiter am MPI.

 aktuelle Position: 1982: RKI, Abteilung Virologie, um in Verbindung mit dem 
BMBFProjekt ZKBS die fachliche Kompetenz zu molekularer Genetik und 
Sicherheit der Gentechnik aufzubauen. Seit 1983: Arbeiten zur Sicherheit der 
Gentechnik und wissenschaftliche Begleitung der ZKBS. 1990: Aufbau der 
Abteilung „Biologische Sicherheit (Gentechnik)“ nach dem Inkrafttreten des 
Gentechnikgesetzes. 2004: Wechsel zum BVL nach Umstrukturierung der 
Zuständigkeiten.

 Mitglied in Kommission & Arbeitsgruppen: 1999 & 2000: Mitglied der deutschen 
Delegation zur Entwicklung des Cartagena-Protokols. 2003-06: Mitglied des 
EFSA-GMOPanels, seit 2006: Mitglied des EFSA-Expertenarbeitsgruppe „GMO 
Applications (Molecular Characterisation)“. Kooperationspartner im Europäischen 
Netzwerk GVO-Laboratorien.

 Mitglied in Forschungsprojekten: 2000-03: ENTRANSFOOD.
 Mitglied in Lobby-Organisationen: Mitglied im WGG. Mitglied des PRRI mit 

Hinweis auf das BVL.
 1996/97: Auftritte und Publikationen zur Unterstützung von Monsantos 

Einführung von gv-Soja auf den deutschen Markt. 2000: Unterzeichner der 
Erklärung „Scientist in support of agricultural biotechnology“ des Gentechnik-
Lobbyisten C.S. Prakash, in dem u.a. gegen das Vorsorgeprinzip argumentiert 
wird. 2002: Abmahnung wegen eines öffentlichen Auftritts als Industrievertreter. 
2002: Auftritt im Werbevideo „Das streitbare Korn“, in dem Buhk die 
ökonomischen Vorteile von gv-Mais anpreist. (Nach Angaben von Report Mainz 
lag eine offizielle Erlaubnis zum Auftritt in diesem Video vor.)

 2004: Mitarbeit im Steering Committee von ABIC2004 und Unterzeichner (mit 
Hinweis auf das BVL) des „ABIC2004 Manifestos“, in dem die Abschaffung 
„unnötiger Hürden“ für die Zulassung von GVOs gefördert wird, während Buhk 
als Leiter des Gentechnik- Referats für die Einhaltung genau dieser bestehenden 
'Hürden' verantwortlich ist. Direkte und indirekte Beteiligung an 
Genehmigungsverfahren für GVO: Als Leiter des Referats Gentechnik der BVL 
ist Buhk zuständig für die Genehmigung von GVOs in Deutschland, darunter 
fallen auch so umstrittene Entscheidungen des BVL wie die Aussetzung der 
MON810- Genehmigung, bzw. deren Wiederaufhebung, die Produktion von gv-
Saatgutkartoffeln als Freilandversuch oder Genehmigungen für Freisetzungen in 
der Nähe der Saatgutbank Gatersleben.

 Zitate: „Es liegen keine neuen, wissenschaftlich begründeten Erkenntnisse vor, 
die es rechtfertigen, unsere bisher zu MON810 geäußerte Maßnahmen gegen 
das Inverkehrbringen von MON810 zu begründen. (...) In meiner Zuständigkeit 
als Leiter der Abteilung Gentechnik kann ich die ergangene Weisung zur 
Einschränkung der Inverkehrbringensgenehmigung zu MON810 aus fachlichen 
Gründen nicht als richtig erachten.“ aus einer Email vom 26. April 2007, in dem 
Buhk sich gegen die Weisung des BMELV, die Zulassung von MON810 
auszusetzen, wehrt.

Bedeutung für diesen Prozess:
Die zu beweisende Tatsache ist für den laufenden Prozess aus mehreren Gründen von 
Bedeutung. Zum einen hat Dr. Buhk die Genehmigung für das Gengerstenfeld einschließlich der 



Anordnung der sofortigen Vollziehung persönlich unterzeichnet. Zum zweiten haben der 
Versuchsleiter Prof. Kogel und der Stellvertreter des BVL-Gentechnikchefs, Bartsch, einige Jahre 
gleichzeitig an der RWTH Aachen zu Gentechnik gelehrt und geforscht. Es ist daher möglich, 
wenn nicht naheliegend, dass der Genehmigungsbescheid des BVL für das Gengerstefeld in 
Gießen aus der vorhandenen Neigung pro Gentechnik und/oder einer persönlichen Beziehung 
zwischen Versuchsleiter und Genehmigungsstelle herrührt.

Beweismittel:
 Herbeiziehung aller Antrags- und Genehmigungsakten bei der Uni Gießen, beim RP 

Gießen und der BVL
 Herbeiziehung und Vorführung der Reportsendung vom 28.2.2005 (Produktion des SWR) 

sowie des Beitrags "Monsanto in deutschen Behörden (Bayrischer Rundfunk")
 Vernehmung der leitenden Mitarbeiter des BLV, Dr. Buhk und Bartsch
 Vernehmung der damals zuständigen Ministerin Renate Künast hinsichtlich der 

Ergebnisse der angekündigten beamtenrechtlichen Überprüfung
 Vernehmung des Beamtenrechtsexperten Prof. Ulrich Battis, Humboldt-Universität Berlin

Gießen, den ................................................


